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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über eine Betriebszählung in der Land- und 
Forstwirtschaft (Landwirtschaftszählung 1959) 

— Drucksache 687 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seither 


Die seit dem vorigen Jahrhundert in etwa sieben- 
bis zehnjährigen Zeitabständen durchgeführte land- 
wirtschaftliche Betriebszählung ist die wichtigste In- 
formationsquelle über die Produktionsgrundlagen 
in der Land- und Forstwirtschaft. Ihre Ergebnisse 
geben einmal den für zahlreiche Zwecke der Wirt- 
schafts- und Agrarpolitik des Bundes und der Län- 
der wie auch der Verwaltung und der Forschung 
erforderlichen Überblick über die derzeitige Lage 
der Landwirtschaft. Darüber hinaus bilden sie zu- 
gleich für die folgenden Jahre die statistische Grund- 
lage für die Weiterführung der laufenden, zum größ- 
ten Teil auf repräsentative Erhebungen umgestellten 
landwirtschaftlichen Statistiken. Der vor dem Krieg 
übliche Turnus ist seit der letzten dieser Erhebun- 
gen im Jahre 1949 nunmehr überschritten. Für die 
Forstwirtschaft liegen sogar seit der Erhebung 1937 
keine zuverlässigen Ergebnisse mehr vor. Die so- 
mit erforderliche neue Zählung ist wegen der in- 
zwischen eingetretenen erheblichen Strukturverän- 
derung in der Landwirtschaft besonders dringlich. 

Die Bundesregierung hat daher ein Gesetz vor- 
gelegt, das für die Jahre 1959 bis 1961 eine Betriebs- 
zählung in der Land- und Forstwirtschaft vorsieht, 
die in fünf Einzelerhebungen durchgeführt werden 
soll (§ 2). Der Zeitraum für die Forsterhebung ist 
allerdings auf Vorschlag des Bundesrates noch nicht 
festgelegt worden, sondern soll durch Verordnung 
bestimmt werden (§ 5 Abs. 3). Diese Regelung dient 
dazu, Stichtag und Zeitraum der Forsterhebung an 
die vorgesehene Hauptfeststellung der Einheits- 
werte des forstwirtschaftlichen Vermögens anzu- 
passen. 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich am 21. Januar (und am 4. Februar) 
1959 mit dem Gesetzentwurf befaßt. Er stimmt im 
wesentlichen dem Entwurf der Bundesregierung zu 
und schließt sich ihrer Stellungnahme zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates an. Der vom Bun- 
desrat vorgeschlagene § 10a, nach dem der Bund den 
Ländern 80 v. H. der durch den Vollzug des Ge- 
setzes entstehenden Aufwendungen erstatten soll, 
gegen den die Bundesregierung jedoch verfassungs- 
rechtliche Bedenken erhoben hat, ist vom Ausschuß 
nicht gebilligt worden. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik und öffent- 
liche Fürsorge hat in seiner Sitzung am 28. Januar 
1959 dem Gesetzentwurf in der vom federführen- 
den Ausschuß beschlossenen Fassung zugestimmt, 
sich darüber hinaus aber für die Aufnahme der vom 
Bundesrat empfohlenen Kostenvorschrift (§ 10a) 

ausgesprochen. Der Rechtsausschuß, der sich am 
29. Januar 1959 mit dem Entwurf befaßt hat, hat für 
den Fall, daß die Einfügung des § 10a beschlossen 
werden sollte, die Verfassungsmäßigkeit dieser 
Vorschrift — im Gegensatz zur Auffassung der 
Bundesregierung — bejaht. Zur rechtspolitischen 
Frage der Einfügung einer solchen Vorschrift hat 
der Rechts ausschuß keinen Beschluß gefaßt. 

Der Ernährungsausschuß hat am 4. Februar 1959 
die Stellungnahmen der mitbeteiligten Ausschüsse 
beraten und ist bei seinem Beschluß vom 21. Januar 
1959 geblieben, daß von der Einfügung des § 10a 
abgesehen werden sollte. Er befürchtet, daß die 
Bundesregierung im Falle der Aufnahme dieser Be- 
stimmung die dann nach Artikel 113 GG erforder- 
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liehe Zustimmung verweigern wird und damit die 
dringend notwendige Landwirtschaftszählung nicht 
mehr im Jahre 1959 durchgeführt werden kann. Dies 
würde der auch vom Bundesrat erstrebten Vertei- 
lung der für die nächsten Jahre vorgesehenen Groß- 
zählungen auf eine möglichst lange Zeit entgegen- 
wirken. Auch hat der Ausschuß Zweifel, ob § 10a 
dem Anliegen des Ausschusses für Kommunalpolitik 
— den Gemeinden für die Durchführung der Sta- 
tistik eine finanzielle Hilfe zu gewähren — gerecht 
würde. Einerseits würde die Ermittlung der entstan- 
denen Kosten zu einer erheblichen Mehrarbeit der 
Verwaltung führen, andererseits wäre nicht sicher- 
gestellt, daß die vom Bund auf Grund des § 10a ge- 
zahlten Beträge auch tatsächlich den Gemeinden zu- 
fließen würden. 

Des weiteren hat der Ausschuß den Umfang der 
vorgesehenen Fragen erörtert und dabei geprüft, ob 
die Haupterhebung (§ 3) zusätzlich noch Fragen 
über die Krankenversicherung und Alterssiche- 
rung des Betriebsinhabers umfassen soll. Er lehnt 
dies jedoch ab, da brauchbare Ergebnisse bereits 
auf Grund der im Juli 1956 durchgeführten Statistik 
der Arbeitskräfte in landwirtschaftlichen Betrieben 


(Verordnung vom 18. Juni 1956 — BAnz. Nr. 117) 
vorliegen. 

Der Ausschuß hat außerdem das Verhältnis zwi- 
schen der Forsterhebung (§ 5) und der zu erwarten- 
den Neufeststellung der Einheitswerte beraten. Er 
ist der Auffassung, daß der Geheimhaltungsschutz 
nach § 12 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) 
für die Forsterhebung auch dann voll gewahrt blei- 
ben muß, wenn die Forsterhebung aus Gründen der 
Kostenersparnis oder der Arbeitserleichterung zeit- 
lich mit der Neufeststellung der Einheitswerte ge- 
koppelt werden sollte. Der Ausschuß hat den Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten um Unterrichtung gebeten, bevor die in § 5 
Abs. 3 vorgesehene Rechtsverordnung, durch die 
der Zeitraum der Forsterhebung bestimmt werden 
soll, dem Bundeskabinett vorgelegt wird. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat seinen Beschluß einstimmig gefaßt; 
namens des Ausschusses darf ich das Hohe Haus 
bitten, den Gesetzentwurf in der vom Ausschuß 
vorgelegten Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 6. Februar 1959 


Seither 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 687 — mit der 

Maßgabe, daß 

1. in § 3 Abs. 1 Satz 2 die Worte „Erwerbsgarten- 
baus und des Erwerbsweinbaus. " ersetzt werden 
durch die Worte „Erwerbsgartenbaus, des Er- 
werbsweinbaus und alle Teiche und Seen der 
Erwerbsfischerei. " , 

2. § 5 folgende Fassung erhält: 

„§ 5 

(1) Die Forsterhebung erfaßt alle Betriebe mit 
einer Waldfläche ab 0,5 Hektar und alle Gesamt- 
waldflächen ab 0,5 Hektar. 

(2) Die Forsterhebung umfaßt folgende Tat- 
bestände: 

1. Kennzeichnung des Betriebs und der 
Besitzverhältnisse, 

2. Betriebsplanung, 

3. Betriebsflächen und deren Nutzung 
nach Betriebs- und Baumarten, 

4. Arbeitskräfte. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, den Zeitraum der Erhebung.", 

3. § 10 folgende Fassung erhält: 

„§ 10 

Die Befragung der Inhaber der durch die 
Haupterhebung und die Gartenbauerhebung 
nach den §§ 3 und 4 dieses Gesetzes erfaßten 
Betriebe und Flächen entfällt im Jahre 1959 bei 
der Bodennutzungshaupterhebung und im Jahre 
1960 bei der Gemüsehaupterhebung nach den §§ 4 
und 7 des Gesetzes über Bodennutzungserhebung 
und Ernteberichterstattung vom 3. Dezember 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 895).", 

4. § 11 erhält folgenden neuen Satz 2: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 6. Februar 1959 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Seither 

Vorsitzender Berichterstatter 
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